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* Regierungskrisen
Regierungskri .sen in Deutschland und in Frankreich !

Wenn die heute veröffentlichten Mitteilungen der Zen -
trumspresse richtig sind , dann hat es gestern sehr heftige
Auseinandersetzungen im Reichskabinett gegeben , ohne
daß es gelungen wäre , später eine Einigung herbe izusüh -
ren . Die Widerstände in der Deutschnationalen Partei
würden immer stärker , und ein großer Teil ihrer Reichs -
tagssraktion arbeite nunmehr ganz offen und unverhMt
auf den Sturz Stresemanns hin . Wie gesagt : Wenn
diese Meldungen zutreffen , dann stehen wir nicht erst
vor einer Regierungskrisis , sondern bereits mitten drin .
Die Auffassung aber , daß „das deutsche Volk diese neue
parteipolitische Verblendung der Rechten teuer werde be-
zahlen müssen "

, ist sicherlich nicht unberechtigt .
Der Grund für das merkwürdige Verhalten der

Deutschnationalen liegt auf mancherlei Gebieten . Zu -
nächst ist wohl die bittere Einsicht , daß der Pfad der Teil -
nähme an der Regierung für jede Partei ein Dornenpfad
ist, schuld daran , daß die anfängliche Begeisterung recht
nachgelassen hat . Und zumal die Ereignisse bei Erledi -
gung der Aufwertungsfrage haben diese Begeisterung
noch besonders stark abgekühlt . Ferner ist natürlich nach
der ganzen bisherigen Einstellung der Deutschnationalen
der außenpolitische Kurs Stresemanns rein parteitaktisch
gesehen , für die deutschnationale Parteileitung in ihrem
Verhältnis zu den Wählern zweifellos eine Belastung ,
da nun einmal die Mehrheit dieser Wähler , durch jähre -
lange oppositionelle Agitation verführt , auch heute noch
meint , mit einem Auftrumpfen in der Außenpolitik könne
man mehr erreichen .

Der Hauptgrund aber ist sicherlich Sarin zu suchen , daß
sich die Hoffnungen der Deutschnationalen , durch ihre
Anteilnahme an der Regierung eine besondere Machtstel -
lung gewinnen und für die speziellen Parteiinteresse »
recht viel herausschlagen zu können , nicht erfüllt haben .
Und nuil müssen sie es auch noch erleben , daß die Agrar -
Mindestzölle von erheblichen Teilen der Deutschen Volks -
Partei und der Mehrheit der Zentrumsfraktion abgelehnt
werden . Damit ist die Mehrheit für diese Mindestzölle ,
die schon an und für sich auf schwachen Füßen stand , völ -
lig erschüttert . Gleitende Zölle sind es , die von den Geg -
nern der Mindestzölle vorgeschlagen werden . Ihre An -
nähme im Reichstag wäre nicht unwahrscheinlich : aber
die Deutschnationalen wollen sich offenbar mit diesen
gleitenden Zöllen nicht abfinden . Und , wie es zu den
Zeiten des alten Systems hieß : „Kein Kanitz , keine
Kähne ! " , so heißt es jetzt : „Keine Mindestzölle , kein
Stresemann ! ".

Die Rechnung der Deutschnationalen stimmt eben nicht.
Sie haben gedacht , die Gunst der Wähler werde ihnen
nicht nur treu bleiben , sondern diese Gunst werde sich
noch vergrößern , und sie müssen sehen , daß zahlreiche
Wähler sich wieder von ihnen abwenden . Sie haben
geglaubt , als Gegengeschenk für ihre Zustimmung zur
Außenpolitik Stresemanns Mindestzölle zu bekommen ,
und sie sehen auch diese Hoffnung zu Wasser werde ». Für
eine Partei , die so sehr Anbeterin des Machtprinzips ist ,
wie die Deutschnationale Volkspartei , können alle diese
Erfahrungen ! bedeutsam genug sein , um sie aus der Re -
gierung , das heißt aus dem Bereich entsagungsvoller
und selbstloser Mitarbeit , hinauszutreiben . Da schon in
aller nächster Zeit eine Klärung stattfinden muß , wird
auch diese Frage bald ihre Beantwortung finden .

In Frankreich hat die Regierung Painleve in der po -
litisch entscheidenden Abstimmung der Kammer über die
Umsatzsteuer nur dadurch eine Majorität für sich gewon -
nen , daß der größte Teil der Rechten für die Regierung
bezw. für den Finanzminister Caillanx stimmte . Der
weitaus größere Teil des Linksblocks , aus dem die Regie -
rung hervorgegangen ist , voran die Sozialisten , stimmten
gegen die Regierung . Die Partei aber , der PainlevSund Briand selber angehören , die republikanischen So -
zialisten , schieden sich in zwei Hälften , von denen ledig -
lrch d :e kleinere Hälfte für die Regierung eintrat .

Also auch hier die offenkundige Krisis ! Denn die Mehr¬heit , die das Kabinett bildete , besteht nicht mehr , und
zwei der hervorragendsten Männer der Regierung habennicht einmal mehr das Vertrauen der Partei , die sieselbst in das Kabinett entsandte . Die neue Mehrheit ent -
Wricht etwa dem , was man eine Mehrheit der Mitte oderder Konzentration nennt . Der Mann aber , der dieseMehrheit zusammen fügte , ist Caillaux . Er wird dennauch sicherlich in der im Herbst nach den Kammerferienneu zu bildenden Regierung die Hauptrolle spielen .

Was die Person Caillaux betrifft , so erfreut er sich des
Rufes eines überzeugten Linkspolitikers , und es war ja
atzlch nur eine innerpolitische , und zwar finanz - und Wirt -
schaftspolitische Angelegenheit , welche das Gros der Rech-
ten ihm zuführte . Daß Caillaux nach außen eine Politik
a la Poincars befolgen könnte , ist nach der Vorgeschichte
dieses Mannes wohl nicht gut denkbar .

Deutscher Reichstag
I. Berlin , 14. Juli .

Auf der Tagesordnung steht die zweite Beratung des Gesetz -
entwurfes über

die Ablösung öffentlicher Anleihen.
Bei Nr . 1 , wonach die Markanleihen des Reiches in die neue

Ablösungsschuld des Reiches umgetauscht werden sollen, findet
zunächst eine allgemeine Besprechung statt . Von den Sozial -
demokraten liegt ein Antrag vor , den Entwurf an den Auf-
wertungsausschuß zurückzuverweisen und ihn nach bestimmten
Richtlinien umzugestalten.

Abg. Dr . Leder (Soz . ) führt aus , der Abg . Hergt begannneulich seine Rede damit , daß der Spatz in der Hand besser
sei als die Taube auf dem Dache . Was hier den armen Spa -
rern geboten wird, ist tatsächlich ein abgemagerter Sperling , sogerupft , wie die Deutschnationalen jetzt selbst sind . Das Kom-
promiß ist ungenügend . Wir wollen eine Jnflationssteuevauf die Besitzenden legen , um den armen Sparertl zu helfen.Die richtige Antwort auf den Streik der Börse wäre gewesen,auch die letzten 2M Prozent der Aufwertung für die Spekula -
tion zu streichen .

Namens der demokratischen Fraktion gibt der Abg. Freiherrvon Richthofen- Hannover eine Erklärung ab, in der es u . a.heißt : Wir sind einmütig der Auffassung, daß das vorliegendeGesetz eine sehr unglückliche Fassung erhalten hat und zu den
schwersten Bedenken Anlaß gibt. Der Gesetzentwurf bedarfumsomehr einer Neuprüfung , weil seine Wirkungen für die
Kreditfähigkeit des Deutschen- Reiches unabsehbar seien. Wirwerden daher dem Antrag der Ŝozialdemokraten , soweit er sichauf die Zurückverweisung an den Ausschuß bezieht, zu-
stimmen.

Abg. Seifsert ( Völk.) lehnt die gegenwärtige Fassung der
Vorlage für sich und seine Parteifreunde ab, weil diese Fas -
sung einen Rechtsbruch darstelle, wie er sich noch nie in derWelt ereignet habe. Für die Mittel für die Aufwertung müssevor allem eine Jnflationssteuer geschaffen werden, für die sichdie Parteien der Linken , das Zentrum , die Wirschaftliche Vev-
einigung , sowie die Völkischen ja auch grundsätzlich bereit er-
klärt hätten .

Das Haus nimmt dann die rückständigen
Abstimmungen zum Hvpothekenaufwertungsgesetz

vor . Beim Kapitel Auswertung der Sparkassenguthaben wirdein Antrag Keil (Soz . ) mit 243 gegen 178 Stimmen bei 5
Stimmenthaltungen abgelehnt, der den Aufwertungsmindest ,
satz von 12 Proz . auf 25 Proz . erhöhen wollte . Es bleibt so-
mit bei 12 Proz . für die Sparkassenguthaben.

Annahme mit den Stimmen der Linken, dos Zentrums undder bayerischen Volkspartei findet ein Antrag des Abgeord-
neten Dr . Best (Volk. ) , der einen Satz im Paragraphen 67
strich und dadurch beim . Kapitel „ Vergleiche und Bereinbarun -
gen " eine Ausnahmebestimmung für die Kaufleute als Gläu -

. W» Kosten zu „lassen, wird im Hammelsprung mit 269 gegen 127 Stimmen
angenommen .

Abg . Dr . K- rsch (K. ) bezweifelt die Rechtsgültigkeit der Ab-
stimmung , da mehrere sozialdemokratische Abgeordnete irrtüm -
lich, wie sie zugegeben hätten , mit Ja stimmten.

Präsident Loebe erklärt die Abstimmung für rechtsgültigund verweist auf die Möglichkeit , in der dritten Lösung denFehler zu korrigieren (Heiterkeit).
Im weiteren Verlauf der Abstimmungen werden alle An-

träge der Opposition abgelehnt und die Kompromißvorlage deS
Hypothekenaufwertungsgesetzes wird in zweiter Lesung be-
willigt .

Das Haus nimmt dann die Weiterberatung der Vorlage fürdie Anleiqcaufwertung vor.
Abg. Feder (Völk. ) lehnt die Borlage ab die er als Unrechtbezeichnet.
Abg . Dr . Korsch (Komm. ) betont, die JnflationSgewinnlermüßten jetzt zugunsten der Aufwertungsopfer herangezogenworden. Die gegenwärtige Vorlage bedeute in der Praxis eine

endgültige Annullierung der Schulden des Reiches.Während der Debatte befinden sich von den 498 Abgeord¬neten etwa 30 (1) im Saale .
Abg. Saupe (S . ) fordert im Sinne eines sozialdemokra-

tischen Antrages eine sofortige Sondersteuer von den Ber .
mögen über 30 000 Mark , die in der Kriegs- und Nmhkriegs-
zeit entstanden sind , einen Zuwachs ersahen

'
oder sich nichtum mehr als 20 Prozent vermindert haben.Damit schließt die allgemeine Aussprache .

In der Einzelaussprache begründet Abg . Keil (S .) einen
Eventualantrag , der von der Auswertung alle Markanleihmdes Reiches ausschließen will , die der Gläubrfter sich Nachweis -
lich vor dem 1 . Juli 1922 erworben hat (Streichung deS Neu-
besitzeS) .

Ein Regierungsvertreter bezweifelt, daß die Spekulantenüberhaupt noch im Befitze der Anleihen sind, die sie zu Spe -
kulationSzwecken erworben haben. Dies« Stücke seien raschvon Hand zu Hand gegangen. Die Reichsanleihe A G habeeinen großen Posten der kursierenden Änleihestücke aufgekauft .

Abg. Setssert (Völk .) fordert aus völkischen und nationalenGründen die Streichung des Absatzes 2 im § 4 , der die Ver¬zinsung der Anleiheablösungsschuld bis zum Erlöschen der Re.
Parationsverpflichtungen ausschlieft .

§ b der Vorlage setzt den Aufwertungssatz der Anleihen auf2M Proz . fest . An späterer Stelle sieht das Gesetz eine Ber -besserung des Satzes für Altbesitzer vor.
Abg. Dr . Best ( Volk . ) begründet seine Abänderungsanträge ,die eine 20prozentige Aufwertung für Anleihen fordern.Die Sozialdemokraten haben einen entsprechenden Antrageingebracht . Während die Borlage keine Verzinsung der An-

leiheablösungsschuld vorsieht, sondern nur ein Auslosungsrechtund unter bestimmten wirtschaftlichen Voraussetzungen ei»Recht auf Vorzugsrente schaffen will, begründet Abg . Dr .Wessel tS . ) einen Antrag , der eine Sprozentige Verzinsungder Ablösungsschuld fordert. DaS Auslosungsrecht sei verwerf-
lich, weil es das Vertragsrecht verletze .Die Paragraphen 18 bis 27 der Vorlage behandeln die Ka-pitel Vorzugs - und WohlfahrtSrente . Ein Anleihegläubiger,

jährlich darf diese Vorzugsrente aber nicht betragen.Abg. Ströbel (Soz . ) begründet Abänderungsanträge zu die-
fem Kapitel . Er will die Bedürftigkeitsgrenze erhöhen, und!die Religi - nsgesellschafte» von der WohlfahrtSrente auSschlie»
ßen .

Abg. Saupe (Soz . ) meint , der Wohlfahrtsrentenparagraphhabe sich im Volke des Namen? „Schweinespeck-Ersatz -Para -
graph " zu erfreuen , weil die Armen , die Wohlfahrtsrenten ,die sie gleich in Anspruch nehmen wollen, vorher in Gestaltder Landwirtschaftszölle bezahlen müßten.

Abg. Mumm (Dn . ) erklärt , daß alle Angriffe auf die Be-
stimmungen , die den Religionsgesellschasten eine Wohlfahrt^rente zubilligen , seine Freude darüber nicht trüben können ,daß schon in der ersten Lesung für die Ansprüche der Ärmste »der Armen im Gesetz gesorgt worden sei. Gerade diese Wohl-
fahrtsanstalten hätten durch die Inflation den allergrößtenTeil ihres Vermögens verloren und brauchten für ihre barm-
herzige Tätigkeit wenigstens einen Teil ihres Vermögens zu-rück.

Abg. von Richthofen (D ) : Auch dieser ß beweise, wie wenigdurchgearbeitet das Gesetz noch gegenwärtig sei. Es sei eiltNonsens über Einnahmen zu verfügen, die noch garnicht vor»Händen seien . Das Gesetz müsse nocheinmal im Ausschuß be-
handelt werden . (Lebhafter Beifall links.)Bei dem Gesetzesteil, der für die Aufwertung der Markau-
leihen der Ländern und Gemeinden Bestimmungen trifft , be-tonte Abg. Kilz (D ) , daß der Reichstag bei Aufwertung« - und
Steuerfragen im besten Zuge sei. die Interessen der deutschen!Städte in einer Weise zu mißachten, die für die Städte vonden verheerendsten Folgen sei und auch eine Bedeutung füodie Beziehungen der Länder zum Reiche haben werde .

Abg. Keil (S ) vertritt ebenfalls diese Auffassung. ,
Nach 8 Uhr abends beginnt das Haus mit den Abstimmt»»«

gen zum Anleiheablösungsgesetz. Der Antrag Keil (S ) aufRückVerweisung der Anleihevorlage an den Aufwertungsaus -
schuß wird in namentlicher Abstimmung mit 262 gegen 16»
Stimmen bei 13 Stimmenthaltungen abgelehnt. Ein demo-
kratischer Antrag , der die RückVerweisung des Anleiheablö-
sungsentwurfes ohne besondere Behandlungsbestimmungenvornehmen will , wird ebenfalls in namentlicher Abstimmungmit 235 gegen 193 Stimmen bei einer Stimmenthaltung ab-
gelehnt . In einfacher Abstimmung werden auch die AntragsDer Sozialdemokraten und des Abg . Best auf Erhöhung bei
Aufwertungssatzes für Anleihen von 5 auf 20 Proz . abge-
lehnt , sodaß es bei der 5 % igen Aufwertung der Anleihen!bleibt . Annahme findet der Kompromißantrag , der den Betrag
für Wohlfahrtsrenten für wissenschaftliche Zwecke im Gesetzvon 5 auf 10 Millionen erhöht. Auch die Demokraten habe«
für diesen Antrag gestimmt. Im übrigen werden alle Antrag «der Oppositionsparteien abgelehnt und die Gesetzesfassung des
Kompromißparteien aufrecht erhalten . Mit den Opposition?-
Parteien stimmten einige Male auch der linke Flügel de$
Zentrums , ohne daß eine Mehrheitsbildung dadurch möglich
gewesen wäre . Die Vorlage wird darauf nach den Beschlüsse»der Kompromißparteien in zweiter Lesnng angenommen.

Gegen 9 'A Uhr vertagt sich das Haus auf Mittwoch 3 Uhr
nachmittags . — Dritte Lesung des HypothekenaufwertungS-
gesetzes und 2 . und 3 . Beratung des Gesetzentwurfes über die
Errrichtung der Rentenbankkreditanstalt .

Aus den Ausschüssen des Reichstags
Der Auswärtige Ausschuß des Reichstages beschäftigte sichmit dem Handels - und Schiffahrtsvertrag zwischen dem Deut-

schen Reich und dem vereinigten Königreich von Großbritan -
nien und Irland , sowie mit dem Freundschafts-, Handels- un !»
Konsularvertrag zwischen Deutschland und den BereinigtenStaaten von Amerika . Es wurde ein deutschnationaler Antrag
angenommen , der die Regierung ersucht , vor Beginn der Be-

( ratungen des deutsch -englischen Handelsvertrages im Handels -'
politischen Ausschuß des Reichstages eine vollständige Übersichtüber das System der Preferenz -Zölle , die innerhalb des eng-
tischen Königreichs gelten , vorzulegen. Der Vorsitzende , Abg.Hergt (Dnatl . ) stellte fest, daß entsprechend den au§ dem 8lul-
schütz erfolgter ? Anregungen es der Regierung nahegelegt wer-
de, noch vor der Ratifizierung des deutsch-englischen Handels¬abkommens Verhandlungen mit England wegen der Einbe-
ziehung der Mandatsgebiete einzuleiten.

Der handelspolitische Ausschuß deS Reichstages trat a«
Dienstag in die Erörterung der Zollpositionen der eisenverar-
bettenden Industrie ein nnd begann dabei mit der Besprechungder Positionen für die Produkte der Kleineisenindustrie.
Mehrere Redner erhoben grundsätzliche Bedenken gegen die
unverhältnismäßig starke Heraufsetzung der BorkriegszöQ: «,«{



die für Landwirtschaft, Handwerk und Klcineisenindustrie un-
entbehrlichen Produktionsmittel . In der Abstimmung wurden
die Anträge aus Änderung der Tarifpofitionen mit einer durch -
schnittlichen Mehrheit von 14 gegen 12 Stimmen abgelehnt.

Im sozialpolitischen Ausschuß des Reichstages wurdc fol-
pender Antrag angenommen : Bei der ' Festsetzung von Unter -
stützungen öffentlich rechtlicher Art bleiben von dem Einkom»
men der Gruppe „Bedürftige " außer den Bezügen auf Grund
des Sozialversicherungsgesctzes und der Fürsorgegesetze minde¬
stens H des Betrages bis zu 270 Mk . außer Ansatz . Sodann
wurde zu einer Eingabe , die sich mit den Verhältnissen der
Sozialversicherung de« Saargebietes befaßt , Stellung genom -
men . Die Leistung der Sozialversicherungsträger sind dort um
ein Mehrfaches geringer wie im übrigen Reichsgebiet. Ein -
stimmige Annahme fand zu diesem Kapitel eine Entschließung,
die die Reichsregierung ersucht, mit allen ihr zu Gebote stehen-
den Mitteln darauf hinzuwirken , daß die Lage der Renten -
empfänger des Saargebietes nach Möglichkeit der der Renten -
empfänger des übrigen Reichsgebietes angepaßt wird.

Der Steuerausschuß des Reichstages setzte am Dienstag die
Beratung der Tabaksteuer fort . Im Verlaufe der Verhand¬
lungen äußerte sich Reichsarbeitsminister Brauns zu einigen
von den Sozialdemokraten gestellten Anträgen , die darauf
hinauszielen , den durch die Bier - und Tabaksteuererhöhung
arbeitslos gewordenen Arbeitern und Angestellten eine be-
sondere Fürsorge aus Reichsmitteln zu gewähren . Der Mi-
nister erklärte , daß es nicht angehe, noch eine besondere Für -

für bestimmte Gewerbe zu treffen , weil deren
onsequenzen unübersehbar wären . Zur Annahme gelangte

eine Entschließung Brüning . (Ztr . ) , die die Reichsregierung
ersucht, darauf hinzuwirken , daß durch die vorgeschlagene Er -
höhung der Bier - und Tabaksteuer eine Entlassung von Ar-
beitern und Angestellten verhindert wird . Ebenso fand An-
nähme eine weitere Entschließung Brüning (Ztr . ) , die die
Reichsregierung ersucht , daraus hinzuwirken , die Ange-

teilten
und Arbeiter , die infolge der Erhöhung der Bier - und

Tabaksteuer arbeitslos werden sollten, in dem Sinne zu be¬
handeln , daß ihre Erwerbslosigkeit als Kriegsfolge im Sinne
des Erwerbslosenfürforgegesetzes betrachtet wird . Weiter sollen
die erwähnten Erwerbslosen über die gesetzlichen Bestimmun »
gen hinaus zunächst auf ein Jahr unterstützt werden. Alle
Anträge der Demokraten , Sozialdemokraten und Kommunisten
wurden abgelehnt . Bevor es zur Abstimmung über die Jni -
tiativvorlage der Regierungsparteien kommt, erklärt namens
der sächsischen Regierung Herr von Sithart , daß die sächsische
Regirrung die Erhöhungder Zigarettensteuer von 4t) auf 50 %
für unmöglich halte . Die Borlage wurde dann gegen die
Stimmen der Kommunisten , Sozialdemokraten und Demokra-
ten in erster Lesung angenommen .

Politische Neuigkeiten
Bayern und 9et Finanzausgleich

In der Vollsitzung des bayerischen Landtages wandte sich
Ministerpräsident Dr . Held in Anwesenheit des gesamten
Kabinetts vor Eintritt in die Tagesordnung mit einer länge -
ren Erklärung gegen die beabsichtigte Regelung des Finanz -
Ausgleichs zwischen Reich und Ländern , sowie gegen die ge-
.hlaitte Kontrolle der Finanzgedarung der Länder und Ge-
meinden . Die Erklärung des Ministerpräsidenten wurde von
dem vollbesetzten Hause an verschiedenen Stellen mit Zu -
Itimmungskundgebungen aufgenommen .
1 Der Ministerpräsident erklärte : Die gegenwärtige Haltung
der ReichSregierung scheint derart zu sein, daß sie zu wenig
Bedacht nimmt auf das . was verfassungsmäßig seMelegt ist
Und was das praktische Leben der Länder unter allen Um-
ständen von der Reichsregierung und der Reichssinanzverwal -
jung erheischt . Es handelt sich darum , ob durch die Gestal-

> w" -». , Ländern
wird, der
fünf Jah¬

ren stehen die Länder in fortwährendem Kamps mit dem
Reich um ihre Existenz auf finanziellem Gebiet . Die Reichs-
regierung will unseren SOprozentigen Anteil an der Enikom-
men - und Körperschaftssteuer auf 75 Prozent zurückschrauben.
Außerdem will das Reich uns von der auf 1 % Prozent er¬
mäßigten Umsatzsteuer 85 Prozent bis 1 . April 192b geben.
Von da an soll eine Kürzung auf 3V Prozent eintreten . Fer -

sind nicht willens , uns für den Finanzausgleich zu Prov,n
zen herabdrücken zu lassen.

Namens der Staatsregierung lege ich energisch Einspruch
ein gegen eine solche Art des Finanzausgleiches . Ich hoffe ,
daß im letzten Augenblick noch der Reichstag und die Reichs-
regierung im eigenen Interesse des Reiches davon Abstand
nehmen , solche W ?ge zu, gehen. Unsere Politik hat den Nach -
weis geliefert , daß wir die letzten sind , die dem Reiche etwas
nehmen wollen, was es braucht. Umso mehr aber legen wir
Protest ein gegen die Finanzgebarung , die den Ländern das
Lebenslicht ausbläst .

Nach den mit großem Beifall aufgenommenen Erklärungen
des Ministerpräsidenten stimmten sämtliche Parteien mit AuS -
nähme der kommunistischen einer Entschließung zu, »in der
seitens des Landtages in letzter Stunäw: eine warnende
Stimme an die Reichsregierung und den Reichstag erhoben
wird , nicht Maßnahmen zu treffen , die das Eigenleben der
Länder völlig untergraben und in der dagegen Einspruch er-
Hoben wird, daß die Länder und Gemeinden zur Deckung
ihres Finanzbedarfes auf die Steuerquellen aus der Umsatz -
und Gebäudesondersteuer verwiesen werden sollen. Außer -
dem wird auch gegen die geplante Kontrolle der Fiuanzge -
barung der Länder und Gemeinden durch das Reich Ein -
spruch erhoben.
Zusammenarbeit zwischen Wasserstraßen und

Eisenbahnen
In München fand die Hauptversammlung des Zentralver -

für die deutsche Binnenschiffahrt statt . Eino Erklärung

ssren Zusammenarbeit zwischen den Wasserstraßen und der
Reichsbahn. Er mißt dieser Erklärung ganz besondere Be-
deutung bei , da sie ihre Grundlage in den eben beendeten Be-
ratungen des Berwaltungsrats der Reichsbahn über die Was-
serumschlagstarise hat . Die Einführung der Erweiterung
dieser Tarife ist für die Entwicklung des deutschen Wasser-
straßenverkehrs für das deutsche Binnenschiffahrt ^- und Ha-
fenwefen gerade wegen seiner schweren Notlage direkt von
ausschlaggebender Bedeutung , so daß der Zentralverein für die
deutsche Binnenschiffahrt es für seine Pflicht erachtet, am
Tage seiner Hauptversammlung der bestimmten ErwartungAusdruck zu geben, daß nunmehr in ganz kurzer Frist der
systematische Ausbau der Wassernmschlagstarife durchgeführt
wird.

Die deuHche Antwortnote
Nach seiner Rückkehr aus Dresden hat Reichskanzler Dr .

Luther den Blattern zufolge eine Besprechung mit den Ka°
binettSmitgliedern , die sich mit den laufenden Angelegenheiten
befaßte und in der auch, wie die Blätter wissen wollen, die
deutsche Bntwortnote zur Sprache kam. Die Ministerpriisi -
denten der Länder sollen am Donnerstag über den Inhalt
der Rote verständigt werden, die am Freitag oder Samstag
im Auswärtigen Äusschuß des Reichstages mitgeteilt werden
soll und dann nach den Informationen dos »Berl . Tage¬
blattes " und der „Germania " alsbald abgesandt werden
dürfte .

Die englisch-rnssische Spannung
Reuter veröffentlicht eine Unterredung mit Rakowsky , in

der dieser mitteilte , daß bei seiner Unterredung mit Chain-
berlain die Frage eines Brnches mit der russischen Regierung
nicht erörtert wurde . Daraus ziehe er jedoch keineswegs den
Schluß , daß die Beziehungen zwischen der russische» und der
britischen Regierung vollkommen normal seien. Dies zu be-
haupten würde bedeuten, die öffentliche Meinung in Ruß -
land und England irrezuführen . Es bestehe eine Krise;
diese Krise sei tatsächlich chronisch . Die russische öffentliche
Meinung sei der Ansicht, daß in Rußland niemand Vorhan -
den sei, der nicht die Schaffung normaler Beziehungen zu
England wünsche . Nicht ein einziges russisches Blatt führe
einen Kampf zugunsten eines Abbruches der Beziehungen , in
England dagegen habe ein Teil der öffentlichen Meinung
Ansichten zum Ausdruck gebracht, die sich gegen die Sowjet -
union richteten.

In amtlichen britischen Kreisen wird über die längere
Unterredung zwischen Chamberlain und Rakowsky Stillschwei-
gen gewährt . Wie jedoch zuverlässig verlautet , bleibt die
Lage mit Bezug aus die englisch -russischen Beziehungen genau
so, wie sie vor der Abreise Rakolvsky 's nach Nioskau war . Es
wird darauf hingewiesen, daß Chamberlain im Unterhaus
erklärte, er könne nicht sagen, daß die Propagandaklausel
des englisch- russischen Handelsabkommens von der Sowjet¬
regierung loyal ausgeführt worden sei . Weiter wird in poli-
tischen Kreisen betont , daß die letzten Ereignisse in China
nicht dazu angetan seien , die britische Regierung von dieser
Auffassung abzubringen uiid es sei daher im Gegensatz zuallen anderslautenden Meldungen anzunehmen , daß auch die
von Rakowsky auf Grund feiner Moskauer Eindrücke gemach -
ten Mitteilungen nichts von der bestehenden Lage zwischen
England und Rußland geändert hätten . — Wie bekannt,
gründet sich die Politik der britischen Regierung gegenüber
Rußland auf die beiden folgenden Hauptforderungen : Ein -
stellung der anti -britifchen Propaganda der Sowjetregierungund Liquidierung der russischen Schulden an England .

Laut „Manchester Guardian "
, erhob ChanzHerläin bezüg¬

lich der Ereigniße in China gegenüber Rakowsky energische
Vorstellungen , Er ersuchte ihn , der Sowjetregierung mitzu -
teilen , daß die britische Regierung eine russische Einmischung
in Fragen , die ausschließlich China und Großbritannien air-
gehen , nicht unbegrenzt dulden könne .

Kurze Oacknckten
Der Reichspräsident empfing das Präsidium der kolonialen

Arbeitsgemeinschaft und nahm deren Bericht über den unlängst
erfolgten Zusammenschluß der Kolonialvereine usw . zur kolo-
nialen Reichsarbeitsgemeinschaft und über die Ziele und Ar-
beiten dieses Verbandes entgegen .

v Wtt !k des Untersuchungsausschusses . Nach Mitteilungder Blatter steht das endgültige Erscheinen des Werkes des
großen parlamentarischen Untersuchungsausschusses des beut-
schen militärischen Zusammenbruches im Herbst 1918 unmittel¬
bar bevor. Nach sechsjähriger Arbeit hat der Untersuchungs-
ausschuß über die Ursachen des militärischen Zusammenbruchs
seme Arbeit beendigt und wird in den nächsten Tagen das Er -
gebnis seiner Tätigkeit in drei stattlichen Bänden dem Reichs -
tag vorlegen .

Der Kriesbeschädigtenausschuß des Reichstages beschäftigte
fich in seiner Dienstagssitzung mit Anträgen betr . die Erhij-
hung der Bezüge der Blinden . Dabei wurde die Erhöhung der
Futterkosten für die Blinden - Hunde in den Orten der Sonder -
klaffe auf 166 Mark , in den Orten der Ortsklasse A auf 144,
in denen der Ortsklasse B und C auf 132 Mark und in denen
der Ortsklasse D auf 120 Mark beschlossen.

Der Telephondienst zwischen Deutschland und England . Im
Unterhaus fragte Kenvorthy den Generalpostmeister , wann der
Telephondienst zwischen Norddeuschland und der englischen
Nordostküste aufgenommen werden würde . Wolmer erwiderte ,
es werde erwartet , daß ein Telephondienst zwischen England
und Deutschland in etwa 12 Monaten eröffnet werden könne .
Die Leitung werde durch Holland gehen . Ein Unterwasser -
kabel sei von der holländischen Regierung in Auftrag gegeben
worden und es würden verschiedene Landlinien gelegt.

Das französische Nationalsest ist am Dienstag in Paris offi-
ziell in bescheidener Form gefeiert worden. Die übliche mili -
tärische Parade in Longchamps war abgesagt worden. Es
fand nur eine bescheidene militärische Feier am Grabe des
Unbekannten Soldaten statt . Zwischenfälle find bis jetzt nicht
gemeldet.

Das englische Flottenbauprogramm . Den Blättern zufolge
wird das englische Kabinett eine Denkschrift über das end-
gültige Flottenbauprogramm erörtern , die ein Ausschuß unter
dem Vorsitz von Lord Birkenhead vorbereitet hat . Wie es
heißt , wird die Denkschrift vorschlagen , die Zahl der in den
nächsten drei Jahren zu erbauenden kleinen Kreuzer , die von
der Arbeiterregierungauf acht herabgesetzt worden ist, auf 19
zu erhöhen . Daily Mail erklärt, die Admiralität halte diese
Zahl für das Mindestmaß dessen, was die britische Flotte zur
Aufrechterhaltung ihrer Schlagkraft brauche.

Überschwemmungskatastrophe . Telegraphische Meldungen auS
Korea berichtete von ausgedehnten Überschwemmungen in den
inneren und südlichen Bezirken des Landes . Der Schaden
wird auf 40 Millionen Den geschätzt. Es werden zahlreiche
Verletzte und 12 Todesfälle gemeldet.

Amerika und die Pekinger Konferenz . Das Staatdepartement
rat mit den Signatarmächten des Neunmächtevertrages in Ver-
undung , um sobald wie möglich in Peking eine Konferenz einzu-
gerufen. Wie verlautet , ist Präsident Coolidge der Ansicht ,
Xtß die Konferenz die Zollfrage, die Exterritorialität und alle
anderen Fragen des Washingtoner Abkommens beraten solle .
Es wird erklärt , daß Amerikas bisherige Anstrengungen sich
« rauf beschränkt haben, die Teilnahme der neun Signatar -
mächten zu sichern . Mit Großbritannien und Japan hat
Amerika noch kein Abkommen Über China abgeschlossen .

Achtstündige, statt zwölfstündige Arbeitszeit . Die Standart
Oil Company in New Jersey kündigt an , daß sie in ihren
nittelkontinentalen Ölfeldern den Achtstundentag einführen
«olle . Gleichzeitig sollen die Löhne nach einem neuen System
lerechet werden, wodurch den Arbeitern ein teilweiser Ersatz
ür den entstehenden Lohnausfall gesichert werden soll . Seit

den ersten Bohrungen im Jahre 1879 wurde täglich 12 Stun -
den gearbeitet .

Der 2. Nachtrag
zum Staatsvoranschlag für die Rechnungsjahre 1924/5 ist jetzt
beim Landtag eingegangen . Er wird vom Haushaltsausschuß
in Beratung genommen und damit das Plenum beschäftigen.
Dieser Nachtrag enthält fast ausschließlich Sachforderungen ;
Personalangelegenheiten sind — mit wenigen Ausnahmen —.
nicht in ihm enthalten . Wir werden auf die einzelnen Pofi-
tionen auszugsweise zurückkommen .

Ein nenes statistisches Jahrbuch für Baden
Nachdem seit Erscheinen des letzten Statistischen Jahrbuchs

für Baden 10 Jahre verstrichen sind , hat das Statistische Lan¬
desamt in diesen Tagen einen neuen Jahrgang herausgegeben ,der fich für jederinann , der sich mit politischen, wirtschaftlichen
oder sozialen Fragen beschäftigt, als ein unentbehrliches Nach»
fchlagebuch darstellt . Auf rund 200 Seiten ist in übersichtlicher,
leicht verständlicher Form alles zusammengetragen und veröf.
fentlicht, was an amtlicher Statistik über die verschiedenen Ge-
biete des öffentlichen» Lebens (Geistes- und Wirtschaftsleben,
Gesundheitswesen , Wohlfahrtspflege , Rechtspflege usw. ) in den
letzten Jahren erhoben und verarbeitet worden ist . Der Land»
Wirt findet darin Material über Anbau - und Ernteertcägniss «
der wichtigsten landwirtschaftlichen Erzeugnisse, über 5ie Er »
gebnisse der Viehzählung , über die Verbreitung von Tier -
seuchen , über "das landwirtschaftliche Genossenschaftswesen, usw . ;
der Lehrer findet Angaben über die wichtigsten Schulen deS
Landes , über die Zahl der Lehrer und Schüler usw. ; de»
gewerbliche Arbeitgeber und Arbeitnehmer findet Material
über die Verteilung der Industrie nach Amtsbezirken und
Branche,», der Kaufmann über Bank- und Kreditwesen , über
den Hausierhandel , über Handelsschulen usw. , der Arzt über
die Sterblichkeitsverhältnisse in Baden , über die Verbreitung
der Tuberkulose, über die Säuglingssterblichkeit und dergl.
mehr .

Das 202 Seiten umfassende Werk in starkem Leineneinband
kann sowohl bei der Macklot 'schen Druckerei in Kartsruhe .
Waldstraße 10/12 (Postscheckkonto 7534 ) , als auch beim Ba-
dischen Statistischen Landesaint in Karlsruhe , Akademiestr. 1
(Postscheckkonto 22 565 ) zum Preise von 3,— RM . bezogen
werden . Der Uberweisung auf das Postscheckkonto oder der
Bareinzahlung müssen für Porto und Verpackung 40 Pfennig
hinzugefügt werden.

Der Wahleiser in Baden am 2(5. April d. I .
Geistlicher Rat Dr . Schoser schreibt , eine fteie Abendstunde

habe ihn zum Studium des Wahleifers vom 26 . April ver»
anlaßt und er wolle uun das Resultat den Lesern deS
„ Bad . Beobachters" vorlegen.

1 . Wohl haben einzelne Gemeinden am 26 . April eine
Wahlbeteiligung von 90 und mehr Prozent aufgebracht ;
allein kein Amtsbezirk ist zu finden , der diesen idealen
Wahleifer erzielt hätte .

2. Uber 85 Prozent kam ein Amtsbezirk. Mosbach er-
zielte nämlich eine Wahlbeteiligung von 85,4 Prozent und
Marschiert so an der Spitze aller Amtsbezirke in ganz Baden,
Damit blieb diese Gegend einer alten Tradition treu . Diese»
anerkennen zu dürse» , ist mir in Erinnerung an frühere
Zeiten eine besondere Freude .

3 . Zwischen 80 und 85 Prbzent der Wahlbteiligung stehen:
Bretten mit 84,1 Proz ., Adelsheim mit 83,7 Proz ., Wiesloch
mit 83,5 Proz . , Wertheim mit 82,1 Proz . , Buchen mit 81 r?
Proz ., Weinheim mit 81,1 Proz . . Sinsheim mit 80,1 Proz .

4 . Die nächste Gruppe steht zwischen 75 und 80 Proz . Es
sind folgende Amtsbezirke : Pforzheim mit 79,4 Proz ., Tau -
bischofsheim mit 78 .7 Proz . , Heidelberg mit 78,5 Proz .,
Wolfach mit 77,4 Proz .. Ettlingen mit 77,0 Proz ., Freiburg
mit 76,3 Proz . , Karlsruhe mit 75.3 Proz .

5. Zwischen 70 und 75 Proz . kommen zu stehen : Säckingen
mit 74,6 Proz . , Staufen mit 73,8 Proz ., Lahr mit 75,7 Proz .,
Emmendingen mit 73,6 Proz ., Villingen mit 72,9 Proz .,
Offenburg mit 72 .6 Proz ., Schopfbeim mit 72 .6 Proz ., Mann¬
heim mit 72,4 Proz . , Meßkirch mit 72,0 Proz ., Bruchsal mit
71,9 Proz ., Konstanz mit 71 .7 Proz ., Rastatt mit 70,6 Proz ., :
Neustadt mit 70,0 Proz .

6. Unter 70 Proz . aber noch über 60 Proz . kommen zu
stehen : Lörrach mit 69,2 Proz .. Müllheim mit 69,2 Proz ..
Pfullendorf mit 68,5 Proz ., Donaueschinge,i mit 68,4 Proz ., ^
Überlingen mit 67,3 Proz . , Waldshut mit 65,9 Proz .. Stockach
mit 65 .8 Proz . , Oberkirch mit 63,8 Proz . , Kehl mit 62,Ii «
Proz ., Bühl mit 62,1 Proz . 1

7 . Unter 60 Proz . bleibt allein das Amt Engen m,t \
59,0 Prozent . i 1

Das Land Baden wies au, 26. April eine durchschnittliche .
Wahlbeteiligung von 73,7 Proz . auf . Bon Wahleiser kann |
bei dieser Ziffer nicht mehr gesprochen werden . Die 17 Amts -
bezirke , die über dem Durchschnitt des Landes stehen, seheq -
ihren Überschuß aufgezehrt von denen, die darüber blieben.

Gründung einer Bodenseelnstverkehrs «
gesellschast

Nach langwierigen Verhandlungen wurde am DonnerstaA
in Lindau auf G» md zahlreicher Besprechungen und Be-
ratungen durch uotarielleu Vertrag eiue Bodensee- Luftver-
kehrs- Gesellschaft gegründet . Die Anregung zu der Grün -
dung ging von Oberbürgermeister Siebrrt -Lindau aus , der
im Benehmen mit den Dornier -Metallbauten , G . in . b . Jv-
Friedrichshafen , dem bayerischen Handelsminister , dem süd-
deutschen Aero- Lioyd in München, dem württembergischen
Ärbeitsministerium und der Luftverkehrsgesellschaft Konstanz
die Verhandlungen durchführte und zum Abschluß bracht«.
Die Gesellschaft führt den Namen : Bodensee-Aero- Lloyd G.
m . 6 . H . mit dem Sitz in Lindau . Sie ist mit einem
Barkapital von 170 000 Reichsmark gegründet , das die Stadt -
gemeinde Lindau , der süddeutsche Aero-Lloyd in München,
die Dornier - Metallbauten G . m . b . H . Friedrichs-
Hafen und die Luftverkehrsgesellschaft Konstang über -
nommen haben. Die Gesellschaft ist errichtet als Verkehr?«
und ErwerbSgescllschaft. Sie hat zum Gegenstand die Pe
anstaltung von regelmäßigen Fahrten , planmäßigen Lu "

fahrten zwischen Lindau und Konstanz, Rundflüge an diese
beiden Orten und Flüge zu den anderen Bodenseestädte
Sie werden zur Durchführung ihres Unternehmens 2 Ganz-
metall -Delphine mit je 7 Plätzen von den Dornier - Metall » V
bauten G . m. b. H . erwerben . Die Betriebsfiihrung wird j
ihren auf großen Linien eingestellte» Betrieb am 22 . Juli
eröffnen .

Tagung des BereinS für Lichtspieltheaterbesiyer Badens und
der Pfalz . Dieser Tage hielt hier der Verein für Lichtspiel-
theater Badens und der Pfalz feine diesjährige Generaloer - z
sammluug ab und zwar mit dem Verbände süddeutscher
Vereine . In einer Resolution wurde Stellung genommen
gegen die schweren Schädigungen , die den Lichtspieltheaterbe-
sitzern durch die Lustspielsteuer uud die Erhöhung deS SchugW
alters auf 20 Jahre zugefügt werden.



Nus der Tandesbauptstadt
Em der älteren Angestellten . Wir erhalten folgende

Zuschrift : Das ungeheuere Mißverhältnis zwischen Angebot
und Rachfrage auf dem Arbeitvmarkte der Angestellten hat
die älteren Angestellten in unverschuldete Rot gestürzt . Seit
dem Eintritt der Stabilisierung der Währung ist dl« Lage die«
»er durch Lebens - und Berufserfahrung gereiften alter « r An -
»«stellten «ine geradezu tragische zu nennen . Fast überall
hütet der ältere Angestellte »erschlossene Türen , well ein
Psycholog,sch falsches als auch untaufmänyifches Werturtell
»her feine Arbeitskraft in erschreckender Weise Verbreitung
gefunden hat . Wirtschaftspolitische Klugheit gebietet in erster
Linie , die mit besten Fachkenntnissen ausgerüsteten und durch
jahrelange Berufstätigkeit erfahrenen älteren Angestellte -,
>em Produktionsprozeß zu erhalten be^w. in ihn e,nzugl,e °
dern ; umfomehr als bevölkerungspolitlsche Borgänge wah -
rend der Kriegszeit bald eine Vervlinderung der neu in das
Erwerbsleben eintretenden Menschen bringen werden , das
jetzt bestehende Überangebot einem Mangel an guten Kräften
weichen wird . Die deutfche Wirtschaft vermag höchste Lei -
stungsfähigkeit nur mit geschultem , umfassendes Fachwissen
besitzenden Arbeitskräften zu erzielen . — Der freiheitlich *
nationale Gewerkschaftsbund der Angestellten will frei von
überfpanten Jnteressengestchtspunkten durch ein Gesetz über
die Unterbringung erwerbsloser älterer Angestellten der unge -
Heuren Not dieser Angestelltenkategorie steuern helfen . In
seiner jetzt der Öffentlichkeit übergebenen Schrift . Notruf der
öfteren Angestellten " legt er dar . wie zwingende staats - und
wirtschaftspolitische Gründe für die Verwirklichung der For -
derung sprechen , den älteren Angestellten das Recht auf den
Arbeitsplatz zu sichern .

Große Schweizer Kunstausstellung in Karlsruh » . DaS
Plakat für die große Schweizer Kunstausstellung ist fertigge¬
stellt . Es ist in mehreren Farben ^ gedruckt , in der Schweiz

men der Altsstellung wird der Hauptmeister der alemannischen
Schweiz , Arnold Biicklin, mit einer Anzahl von Hauptwerken
zur Geltung kommen . Hervorgehoben seien Meisterwerke , wie
der „Pan i,n Schilf "

, die „Klio "
, die „Toteninsel "

. sowie das
große Bild des „Petrarka " aus dem Basler Museum . Auch
Zeichnungen kommen zur Ausstellung , darunter der Original -
entwurf zu dem Karlsruher Bild „Armut und Sorge " . Die
Repräsentation der Kunst Ferdinand Hodlers ist nunmehr
durch die Zusagen der Museen und Privatsammler sicherge -
stellt . Landschaften und Figurenbilder der früheren und spä -
teren Zeit werden gezeigt , darunter Hauptwerke , wie „Der
Tag "

, die „Heilige Stunde "
, der „Philosoph ". Von den ale -

mannischen Künstlern der Schweiz wird Albert Welti zum
ersten Male wieder mit einigen Hauptwerken in Deutschland
gezeigt werden .

Um auch die Bildhauerkunst gebührend zu Worte kommen
zu lassen , werden zwei Hauptpersönlichkeiten der Schweizer
Kunst mit einer größeren Anzahl von Werken gezeigt : der
Züricher Hermann Haller und der Baseler Carl Burckhardt .
der im letzten Jahre verstorben ist und noch viel zu wenig bei
uns bekannt geworden .

Wi ««er Operette Hn stiib«. AouzetthauS . Heute Mittwoch .
IB. Juli , kommt die große moderne AusstattungSoperette
,,Gräfin Mariza " von Evunerich Kaiman zum 1 . Male zur
Aufführung . Morgen Donnerstag , IS . Juli , wird „Gräfin
Mariza " zum ersten Male wiederholt . Am Freitag , 17. Juli ,
gelangt die große Erfolgoperette »Das Weib in Purpur " zum
letzten Male zur Aufführung .

Wetternachrichtendienst der Badischen Landeswetterwarte
Karlsruhe vom 15. Juli , 8 Uhr vormittags . Die allgemeine
Wetterlage ist gegen gestern wenig verändert . Zwei Regen -
fronten , die heute morgen über England liegen , werden beim
Vorüberzug Süddeutschland nicht treffen . In Süd -Frankreich
und Rord -Jtalien find einige Druckstörungen zu beobachten ,
unter deren Einfluß es in Baden zu geringen Niederschlägen
und « »•—
morgen !
schlüge und Würmegewitter .

ter deren <s,nsiuv es ,n « aoen zu geringen Niederschlage »
d teilweise Wärmegewittern kommen kann . Voraussage für
»rgen : Wechselnd bewölkt , mäßig warm , vereinzelt Nieder -
läge und Würmegewitter .

Dandel und Wirtschaft
Berliner Devisennotierungen

Amsterdam 100 G.
Kopenhagen 100 Kr.

ttalien
. . 100 L.

ondon . 1 Pfd .
Rewyork . 1 D .
Paris . . 100 Fr.
Schweiz . 100 Fr.
Wien 100 Schilling
Prag . . 100 Kr.

Zuttilung lUxra« Ivo Pro »,nt

Id. Juli lt . IUI«
«<v> BrW

168.16 168 .58 168 .16 168 .58
86 .94 87.16 87 .11 87 .31
15.48 15.52 15 .40 15 .44

20.390 20.911 20 .390 20 .911
4.19 4.21 4.19 4 .21

19.70 19.74 19 .95 19 .69
81 .46 81 .66 81 .46 81 .66
59.055 59.195 59.055 59 .195
12.425 12.465 12.43 12 .97

Kurze OackricDten aus Kaden
DA . Pforzheim , 15. Juli . Der von den streikenden Gold -

schmiede» angekündigte große Umzug durch die Stadt hat
heute morgen gegen 7 .30 Uhr begonnen , wo sich auf dem
Turnplatz ungefähr 5000 Teilnehmer einfanden . Die Zahl
der Teilnehmer vergrößerte sich aber sehr schnell, und nach
Ansprachen zweier Redner setzte sich der Zug . in dem Ordner
mit weißen Bindeil , Radfahrertrupps , sowie Arbeitersanitäts -
kolonnen mitmarschieren , in Bewegung . Bis gegen 9 Uhr
vormittags ist es zu Zwischenfällen nicht gekommen , der Um -
zug wird fortgesetzt . Die Kommunisten hatten versucht , sich
mit einer Musikkapelle an dem Umzug zu beteiligen , fie wur -
den aber abgewiesen , da ihre Beteiligung an dem Umzug
verboten ist. Die Kommunisten zogen sich alsdann zurück und
sollen in der Altstadt für sich eine Kundgebung veranstalten ,
doch liegt darüber bisher noch keine genaue Mitteilung vor .
Die Straßen der Stadt find von Zuschauern dicht gefüllt , zu -
mal der Verkehr am heutigen Markttag an sich recht lebhaft
ist . In dem Zug werden auch zahlreiche Schilder mitgeführt
mit den üblichen Aufschriften , eines der Schilder trägt die
Aufschrift : »Die 7000 politischen Gefangenen heraus ! "

; ein
anderes wendet sich gegen den Syndikus des Arbeitgeberver -
bandes .

Staatsanzeiger
Die zweite juristische Prüfung im Früh -

jähr 1S2S.
Aus Grund der im Frühjahr 1926 bestandenen zweiten ju -

ristischen Prüfung sind folgende Referendare zu Gerichts «
asiessoren ernannt worden :

Btrgdolt , Edwin aus Menningen , Dr . Ebertsheim , Heinrich
aus Mannheim . Dr . EmÄheimer, Sirtut aus Pforzheim , Fried ,
man « , Maria aus Offenburg , Gut , Friedrich aus Waldshut ,Dr . Haas , Friedrich aus Untereggingen , Heim, Friedrich aus'

reiburg , Helmling , August aus Plankstadt , Dr . Hoserer ,
alter aus Bad Peterstal , Hofsmann , August aus Heidelberg ,

Holsinger , Wilhelm aus Straßburg i. Elf ., Kaufmann , Her -

haben , nach
«ren Prü ->

bert aus Mannheim , Kury , Emil aus Kollnau , Dr . Lienhart ,Karl aus Freiburg . Marschall , Alfred aus Walldorf , Schaub ,
Eugen aus Muggensturm , Dr . Schmitt , Georg aus Rohrbach ,
Dr . Sedlaczek , Adulf aus Kürnbach , Dr . Walter , Rudolf ans
Enzberg , Dr . Walther , Haus aus Meßlirch , »

Karlsruhe , den 11 , Juli 1826.
Der Ätstizminister

Kruni

Das allgemeine Dienstalter der Gerichts ,
affefforen .

Auf Grund des § 6 der Verordnung über die Einwirkung
des Krieges auf die Anstellung im öffentlichen Dienste vom
17. November 1817 ( GVBl . 391 ) sind folgende aus der zwei -
ten juristischen Prüfung im Frühjahr 1925 hervorgegangenen
Gerichtsassessoren , die infolge Einberufung zum Kriegsdienst
die zweite juristische Prüfung verspätet abgelez
Maßgabe ihrer Prüfungsergebnisse in einen
fungsjahrgang eingestellt worden und zwar :

In den Prüfungsjahrgang
Frühjahr 1921 : Dr . Heinrich Wertsheim .
Spätjahr 1921 : Edwin Bertolt .
Spätjahr 1922 : Friedrich Heim , trugen Schaub .
Frühjahr 1924 : Emil Kury , Dr . Karl Lienhart .
Spätjahr 1924 : Dr . Walter Hoferer .
Karlsruhe , den 11 . Juli 1925.

Der Justizminister
Trunk

Die in der Presse erschienen Mitteilung , daß der nächste
Sonderzug anläßlich der Jahrtausendfeier der Rheinlande am
16. Juli ds . Js . von Basel nach Duisburg verkehren würds .
ist nicht zutreffend .

Der Reichsbahndirektion ist von einem derartigen Sonderzug
nichts bekannt .

personeller Teil
Ernennungen. Versetzungen, Zuruhesetzungen usw.

»er planmäßigen Beamte»
Aus dem Bereich des Ministeriums des Innern

Versetzt :
Verwaltungsobersekretär August Wittenauer beim Bezirks »

amt Karlsruhe zum Bezirksamt Mannheim .

SelMlttmnater für alle Modelle ertaftltlleb |
Unsere Hlonatsausgaben ;

Modenschau
Moderne Toiletten — Deutsche Modelle

Wiener Chic Tres Chic
Praktische Schneiderkleider

Telephon 4325 @.404

Lyons
Schnittmuster und Madezeitungen

Generalvertreter für Baden :
Otto Widmann , Karlsruhe , Kaiserpassage 42 - 52

Abonnenten erhalten Rabatt

Unsere SaiBonausgaben «
Lyons Modenalbum

Mäntel - und KostQmalbum
Blusen - Neuheiten — Moderne Hüte

Ballalbum —> Kinderalbum u. a.
Postscheckkonto Karlsruhe 19757

1 Ii !» Operette im städtischen Sonzerthaus i
Morgen Donnerstag, 16 . Juli , abends 7 3/4 Uhr

Die moderne Ausstattungs -Operette

Gräfin üariza
von Emmericii Kaiman

Billettpreise von M . 1 . 50 5 .30
Vorverkauf siehe Anschlagsäulen @.548

Freitag, 17 . Juli : Die glänzende Kostümoperette :
Das Weib im Purpur

; *

3Streng reell Gegr . 1911
Frau Rosa Morascb, Karlsruhe
Kaiserstr .64111 Teleph . 4239

Bekanntmachung
über Den Aufruf und die EinzWllg im Mischen

Banknoten, deren Mssertigungsdatum
vor dem ll . Mber IM liegt.

Auf Grund der ZH 4 Abs . 2 » nd 12 des Privat¬
notenbankgesetzes vom 30 . August 1924. Reichsgesetz -
blatt Teil II , Seite 246 , rufen wir alle Badischen
Banknoten , deren Ausfertigungsdatum vor dem
11 . Oktober 1924 liegt , hiermit zur Einziehung auf .

Mit dem Ablauf des 1 . Juli 1925 verlieren die
aufgerufenen Noten ihre Eigenschaft als Zahlungs -
mittel . @.-201

Die Besitzer dieser Noten können sie noch bis zum31 . Juli 1925 bei den Kassen der Badischen Bank in
Zahlung geben , oder gegen auf Reichsmark lautende
Noten der Badischen Bank , oder gegen Reichsbank -
noten in dem in § 4 Absatz 2 des Privatnotenbank¬
gesetzes festgesetzten Verhältnis , wonach eine Re,chs -
mark einer Billion Mark bisheriger Ausgabe gleichzu -
setzen ist, umtauschen . Nach dem 31 . Juli 1925 wer -den die aufgerufenen Noten kraftlos und erlischt da -

auch die Einlösungspflicht der Badischen Bank .Noten in Abschnitten unter 10 Milliarden Mark
Ivlleu nur in Gebinden und in einem durch 10 Mil -
narden teilbaren Betrag eingereicht werden . Die Ge -
blnde sollen nach den im Geldverkehr üblichen Ge -
brauchen formiert und gepackt fein .

I ^ T a
^ "

5
" ' den 21 . März 1925 .Karlsruhe .

Dtt Borstand der Badischen Bank
NeuBetz Böcker Stern Häuser .

Neue Räder
fiir Herren und Damen, sowie
iti tu erhalten Sie bei
? b .TArr,nger .Ärcnenttr.l8« maiiliere « . Vernickeln
L ?' Preis- ttti 25 Mark .
5,1 ™ i td,c Reparaturen

bei promptester
Bedienung. E .SZS |

Aufpolstern
von Matratzen und

Diwans tc . sowie Neuan¬
fertigung besorgt reell u.

billig (5.368
Albert Ernst. Tapezier

Steinstraße 21 .
amamammmsmam

Große Schweizer Kunstausstellung
19. Juli Karlsruhe 30. August

BW fflS IT'
GH 6*9 KB

|M15 |
BAUBUND-MUBEL

HERVORRAGEND
IN FORM & GÜTE
häufen. Sic am, bestenbeim

BAD. BAUBUND
a • M

KARLSRUHE
KarE-SiedricIl-ölms&e 21

curv Äonde££piatx/
TAGbL . GEOPPNET

VON UND 2 -6 )4UHa

Imtitit
i. PrüK-
fluskinfte

« Mannheim
O. 6 . 6.

iifiiyviu

Planten 58.47
F«rrupr, 3305

n . Maler & Co ., G. m.b . H.

50.235. Brette», über
das Vermögen der Land -
Wirt Karl August Bisel Ehe -
frau Luise Emilie geb . Daub
in Wössingen wurde heute
am 13. Juli 1925, nach¬
mittags 6 Uhr, das Kon¬
kursverfahren eröffnet .

Herr Rechtsanwalt Stell -
berger in Bretten ist
zum Konkursverwalter er -
nannt .

Konkursforderungen sind

(£ .504

bis zum 1 . September 1925
bei dem Gerichte anzu -
melden .

Es ist Termin anbe -
räumt vor dem diesseitigen
Gerichte zur Beschluß -
sassung über die Bei -
beHaltung des ernannten
oder die Wahl eines an -
dern Verwalters , sowie
über die Bestellung eines
Gläubigerausschusses unD
eintretendenfalls über dte

in 8 132 der Konkursovd -
nung bezeichneten Gegen -
stände auf
Donnerstag . 8«. Juli 1925,

vormittags 11 Uhr,
und zur Prüfung der an -

vormittags 11 Uhr.
Allen Personen , welche

eine zur Konkursmasse ge-
hörige Sache in Besitz ha »
den oder zur Konkurs -
masse etwas schuldig sind,
wird aufgegeben , nichts an
den Gemeinschuldner zu
verabfolgen oder zu lel -
sten , auch die Verpslich -
tung auferlegt , von dem
Besitze der Sache und von
den Forderungen , für wel -
che sie auS der Sachs ad -
gesonderte BefriÄngung in
Anspruch nehmen , dem
Konkursverwalter bis zum
1 . August 1925 Anzeige zu
machen .

Bretten . 13. Juli 1925.
Gerichtsschreiberei
des Amtsgerichts.

Bekanntmachung .
B .236 . Engen . In dem

Konkursverfahren über das
Verinögen des Schneiders
Oskar Karl in Engen ist
Termin zur Prüfung der
nachträglich angemeldeten
Forderungen bestimmt auf
Freitag , den 24 . Juli 1925,

vormittags 91/, Uh».
Engen , 10 . Juli 1925 .

Amtsgericht.

Konkursverfahren
99 -237 . Freivurg . Im

Konkurse der Firma Rosa
Brüning !!aus . Juh . Ludwig
Benuinghans in Frciburg
findet Schlutzverteilung
statt , wozu Mk . 1005 -
verfügbar sind , wovon Mk .
659 .43 bevorrechtigte und
Mk 4662 .92 nichtbevorrech¬
tigte Forderungen zu be-
rücksichtigen sind . Die Nicht-
Vorrechtsforderungen er-
halten demgemäß 7,4 0/0.
Schlußverzeichnis liegt beim
Amtsgericht 3 zur Einsicht
offen .

Freiburg , 14. Juli 1925.
Konkursverwalter :

A . Kuhn .

Nach stattgehabter Vet>
lofung wurden nachstehende
Schuldverschreibungen der
Israel . Gemeinde vom Aw>
lehen des Jahres 1925 zu«
Heimzahlung auf 1 . Ok¬
tober dö. IL . bestimmt .Nr . «5. 71, 72, 85 , HS ,17» . 184 , 225 , 241, 2Ä
mit je Mk . 500.—. Mit dem
1 . Oktober ds . Js . endigt
der Zinsenlauf . Die Ein -
lösung erfolgt bei unserer
Gemeindekafse M 6, lä

Mannheim , lv .Juli 1925 .
Der Synagogeurat.

MmMregister.
Mannheim. B .177

Zum Güterrechtsregister
Band XV wurde am
29 . Juni 1925

zu O .-Z . 338 eingetragen :
Franz Leopold Kauf¬
mann , Mannheim , und
Maria Theresia geb. Müller
daselbst . Durch Vertrag
vom 23 . Juni 1925 ist Er -
rungenschastsgemeinschaft
vereinbart . Vorbehaltsgut
der Frau ist ihr im Ve»
trag vom 23 . Juni 1928
verzeichnetes Vermögen .

Zu O .-Z . 339 : Abraham
genannt Alfred Herz, Kauf ,
inann , Mannheim , und
Erna geb. Feibelmann da¬
selbst. Durch Vertrag vom
25 . Juni 1325 ist Errun .
genschafisgeineinfchaft ver -
einbart . Vorbehaltsaut der
Frau ist ihr im Vertrag
vom 25 . Juni 1925 ver-
zeichnetes Vermögen .

Am 3 . Juli 1925 zu O .Z .
340 : Friedrich Schlang ,
Hafenarbeiter , Mannheim -
Rheinau , und Hilda geb .
Schlatter daselbst . Der
Mann hat das der Frau
gemäß Z 1357 BGB . zu -
stehende Recht, innerhalb
ihres häuslichen Wirkungs ,
kreises die Geschäfte des
Niannes für ihn zu be-
sorgen und ihn zu ver»
treten , ausgeschlossen .

, Badischcs Amtsgericht.
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Der Sparkommissar
Der Reichs - Sparkommisiar , Staatsminister a. D . Saemisch.
:t im Haushaltsausschutz des Reichstags einen ausführlichen
ericht über seine Tätigkeit erstattet , der von Interesse sein

dürfte . — Die Bestellung eines Sparkommissars mag gewiß
e!ne Notwendigkeit gewesen seist, und es ist anzuerkennen,
dag er vor allem segensreich gewirkt hat bei der Lösung der
„Rentabilitäts "-frage der behördlichen Betriebe ; in den Fra-
gen des Personalabbaus ist seine Tätigkeit selbstverständlich
pon der Beamtenschaft weniger begrüßt worden .

Nachstehend geben wir den Inhalt des Bericht» von Herrn
Saemisch:

Seine Tätigkeit , so führte er aus , habe sich nicht nur auf
die Erstattung von Gutachten beschränkt ; in erster Linie habe
er immer versucht, die Ressorts auch zur Annahme der von
ihm für richtig gehaltenen Sparmaßnahmen zu bewegen. Die-
fes Beginnen sei ihm durch das wettgehende Verständnis , das
man ihm entgegengebracht hat , wesentlich erleichtert worden.
Vom Sparausschuß des Reichstages sei er in letzter Zeit des
öfteren als Gutachter herangezogen worden, in dieser Eigen -
schaft habe er sich jedoch nie von den engherzigen Grundsätzen
eines kleinlichen Fiskalismus leiten lassen . In der Folge
zeigte Herr Saemisch die Wirkungen seiner Tätigkeit auf . wies
auf die finanzielle Seite der Sparmaßnahmen hin und be-
rührte auch die bereits jetzt stark in Erscheinung tretende Ver-
Minderung des behördlichen Schreibwerks . Seine gegenwärti -
gen Aufgaben seien noch nicht abgeschlossen , insbesondere stehe
noch die örtliche Durchprüfung und Anwendung der Ergebnisse
aus. Es sei nicht zu verkennen , daß die bloße Existenz eines
Reichssparkommissars eine gewisse psychologische Wirkunz aus-
übe . In Zukunft werde sich seine Aufgabe auf die Sicherung
des Erreichten und die Prüfung der örtlichen Verhältnisse er-
strecken. Von Wichtigkeit sei auch die Einwirkung und Be-
lehrung bei der Durchführung von Neuerungen auf Grund
der in seinem Büro gewonnenen vergleichenden Einblicke und
Erfahrungen , die Prüfung von Neueinstellungen , die bereits
wieder geplant seien, gutachtliche Äußerungen bezügl . der
Übernahme neuer Aufgaben . Mitwirkung bei der Aufstellung
von Haushaltsvoranschlägen usw.

Es sei, so führte der Sparkommissar aus , eine begründete
Forderung der Steuerzahler , die Verwaltungsmaschine so bil-
lig wie möglich arbeiten zu lassen . Dies sei ein wichtigerGrund , die Einrichtung eines Sparkommissars auch weiter zuerhalten . — Selbst im reichen Amerika habe sich dieser Ge¬
sichtspunkt mit Nachdruck durchgesetzt ; noch mehr müsse er na -
türlich für das verarmte Deutschland gelten.

Einrücke« von Zivildienstberechtigte « in
Beamtenstellungen

Im Reichstag ist der folgende Antrag (Nr. 962 ) eingebracht
worden :

vrit «i«gha»» und Genossen . Der Reichstag wolle beschlie-
ßen:

dienstberechtihten Angehörigen der Wehrmacht die Mög-
lichkeit bieten , in Beamtenstellungen einzurücken .

Die RöichSregierung wird um möglichst baldige Vor-
lag« einer Statistik ersucht, au? der hervorgeht :

a) wieviel ZivrSdienstberechtigte seit dem 1. April 1923
in den öffentlichen Dienst übernommen sind,

b ) welche Stellen vom 1 . April 1926 ab den Zivildienst¬
berechtigten . getrennt nach Reichs -, Staats - und
Kommunalbehörden , zur Verfügung stehen werden :

2. die Reichsreaierung wolle Bestimmungen vorlegen, nach
denen den Zivildienstberechtigten , die für die Beamten-
laufbahn vornotiert sind, die Übergangsgebi'chvnisse, auch.
über 3 Jahre hinaus , bis zur Einberufung gezahlt wer-
iden, unter der Voraussetzung, daß die betreffenden Zivil -
dienstberechtigten nicht etwa eine ihnen angebotene Stelle
abgelehnt haben ;

S. die Rsichsregierung wolle eine bessere Anrechnung der
Militärdienstzeit auf das Besoldungsdienstalter herbei-
führen .

Berlin , den 23 . Mai 1925.
Brümnghaus , Dr . Becker (Hessen ) , Bickes, Dietze, Drewitz
(Berlin ) , Ersing , Graf zu Eulenburg , Dr . Haas (Baden ),
Hepp, Hünlich, Künstler . Loibl, Rönneburg , Schmidt (Han -

nover), Dr . Scholz. D . Dr . Schreiber .

Erhöhung der Militärrenten wahrscheinlich
Dem Reichstag ist der Entwurf eines dritten Gesetze » zur

Abänderung des. Reichsversorgungsgesetzes und anderer Ver-
sorgungsgesetze zugegangen . Nach dem Entwurf ist beabsichtigt,
die Militärrenten allgemein zu erhöhen unter besonderer Be-
rücksichtigung der noch im Erwerbsleben stehenden Beschädigten
und der erwerbsfähigen Witwen (40 vom Hundert statt bisher
30 vom Hundert der Vollrente ) . Darüber hinaus soll die
Versorgung der Kriegerelte ^ n dvrch Einführung einer Eltern,
beihilfe eine wesentliche Verbesserung erfahren . Der Empfän -
gerkreis für die vom Bedürfnis abhängige Zusatzrente wird
durch günstigere Gestaltung der Einkommensgrenzen erweitert
werden, . und für Beschädigte , die 1923 wegen Minderung der
Erwerbsfähigkeit um nur 2» v . Hundert aus der Rentenver -
sorgung ausgeschieden sind , ist eine einmalige Nachzahlung
von öv Reichsmark vorgesehen, wenn sie nur ein geringes Ein -

kommen haben . Auch für frühere Offiziere und Kapitulanten
bringt der Entwurf Verbesserungen . z. B . Erhöhung der Ver -
stümmelungszulage für Offiziere und der Zuschläge zum
Witwen- und Waisengeld für ihre Hinterbliebenen, Erhöhung
der Renten für Kapitulanten und günstigere Gestaltung der
für sie geltenden Ruhevorschriften .

Berein mittlerer bad. Verwaltnngsbeamten
Am 7. Juni d». I ». stmid in Heidelberg die 24 . Hcmptver -

sammlunig de» Berein» mittlerer babischer BerwaltungSbeamten
statt, die von über IVO Beamten besucht war . Wer ihren
Verlauf wirb un» gesjchrieiben:

Der 1 . Vorsitzende Koch -Hoeiduvg eröffnete dieBersamimllMy
und gedachte zunächst der im cchgelauffenen VevoimSjahr der-
stoebenen 2 Mitglieder. Dem hievcvuf evsdabeben TängkeitSüe -
richt ist zu entnehmen, daß auch im letzten Jcchve die Zentral-
leitung ernistÄch bemüht war, >rn einer Reihe von Vereins -
Sitzungen und mündlichen und schriftlichen Worstelbimgen bel
den MtSndigen Mniiisterien die BÄange >der miÄl. bav . Ver-
waltungsbeamten wahrzunehmen und zu vertreten. Nvlchdem
e » nach zähem Kamps gelurngen ist, weitere Villi er Stellen
bewilligt zu erhalten, Mnnten die Kollegen der Prüfung »-
jahvgänge 1902, 1903 und 1904 sowie «in« von 1906 nach
VIII «bsforidert werden . Trotzdem sind aber die BöfördevmHS -
deohältnisse nach wie vor gleich trostlos . Die jetzt zur Beför¬
derung nach VIII heranstehenden Kolleigen de» Plrüfunig »-
jaihre» 1906 haben ein Durchschnittsalter von bereit» 39 Jochren,
ohne daß für sie die 'Möglichkeit de» Vorrücken» gogsben wäre.
Ein« AÄHÄfe «st nur mißlich durch di« Einführung der Fuß-
now zur Bes.«Ordn . Hierwegen hat die Bere^ sl«irung int
Benehmen mit dem Bund minl . Beamten bei den zustan-dtgen
Stellen die erforderlichen Anträge gestellt, die Aussicht antf
Erfolg halben 'sotten. Durch die Fußnote könnte w« ckgsten »
erreicht werden . !daß die Kollsgen bis zum Prüfuiigsjahr 1908
einschl . für Ähre Person die Bezüge nach IV-SlI schalten. Di»
Anifrückmi-gsverhaltniss« nach IX sind denkbar ungünstig,

Abbau sind 30% der Stellen 'dieserDurch den vollzogenen AA
Gescildunigsgruppe verloren gegangen. ald da» Sperr« '

r Stellen

olglo».

fällt,
'
wird mit Nachdruck eine Vermehrung dieser

gefordert werden . Alle Bemühungen auf Änderung der Amt»-
bezeichnungen waren vi» jetzt ei

Gm« ReGe von
w urden , befaßte
hältnisse , dem Ausbau der BeAirkSam
tirng u. a. m. .Die Neuwahlen führten
bisherigen VsreinÄeitung.

Als rnÄchsbsr Tagungsort
same Tagung mit sämtl.

lassen,
zur Wiederwahl de«

wmde — sofern sich ein« gemein-
im Bunlde der gehobenen iwitit .

Beamten Badens zusammengeschlossenenVereine nicht ermög¬
lichen laßt — Überlingen bestimmt.

Was der Beamte für Familie u . Haushalt benötigt

KARLSRUHE 405
Lammstr . 12 Lammstr . 12

für jeden Bedarf Billig und reell

Kunsthandlung Wanrlsr . hmnr . k

MOOS
für jeden Geschmack
in reichster Auswahl

KAISERSTR . Nr . 187 Eigene Werkstätte für
TELEPHON Nr . 994 Einrahmungen 406

Speisezimmer
Herrenzimmer
Schlafzimmer
KUchen CA .389
einzelne Möbelstücke

in bekannt großer Auswahl im Möbelhaus
Maier Weinheimer

Möbel
Karlsruhe Zahlungserleichter ung . Kronenstr - 32

Kein Laden » daher billigste Preise

Herren - u.
nur gute Marken , mit Garantie , bereits bei

20 Mark Anzahlung'
prompt lieferbar . Verbände Sonderrabatt

Vertreter: M . ESurkert 453
Kein Laden Karlsruhe , Waldstr . 8 Kein Laden

A . KIEMLE
Frühlingstraße 13 KARLSRUHE Telephon 2354

Klubmöbel - Fabrik
Spezialität : 459

Klubfauteuils u . Sofas in sämtl . Leder - Ii. Stoff¬
arten , Schreibstuhle und Speisezimmerstühle
Stets Neuheiten . Bequeme Teilzahlung . Eigene Entwürfe

Spenglers Geschichts -Philosophie
Eine Kritik

Von
Prof . Dr . KARL SCHÜCK

Preis M. —.75

Verlag G. Braun , Karlsruhe -i . B.

Sie gehen den richtigen Weg !
IlHIIIIIIIIIIIIIIIIllllllllHlllllllllllllllllllllllllilllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllHIIIIIIIIII
Kaufen Sie Ihre 435

DR ME Ii - K IM DER HÜTE
bei WILHELM, KRISERSTR . 205

[Keinen Laden

ist das seit »5 Jahren bestehende ,

Möbel - u . Betten -Haus
Heinrich Karrer

Straßenbahnlinie 1 und a

Eigene Schreineret und Polsterwerlcstltte

Kein Laden daher billige Preise
Große Auswahl in Qualitätsmöbel aller Art

Zahlungs-Erleichterung

Bitte genau jcaf die Firma zu achten

446

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden
Stempel -

Waldstr . 44 KARINSRUHE '
Telefon 11jj

Kautschuck - , Metall - und Signier -
Stexnpel , Email - u . Metallschilder

Sämtliche Stempelutensilien
Rascheste Lieferung

Q . BRRÜM S KARLSRUHE
vormals Q. Sraunsche Hofbuchdruckerei und Vertag

Karlfriedrichstraße 14

Herstellung von Druckarbeiten
für staatliche und städtische Behörden

GEBRÜDER BACHERT
KARLSRUHE !. B.
Liststr . 5 Tel . 44 -3 £ « 452

Glocken - und Metallgies »erei
Eisen - und Tempergiesserei

Druck G. Braun. Karlsruh«.
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